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Lufthansa Hauptversammlung 2022 

 
Erläuterungen zu den Rechten der Aktionär:innen nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 und 

131 Abs. 1 AktG in Verbindung mit § 1 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, 

Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung 

der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie1 („COVID-19-Gesetz“). 

 

Die Einberufung der Hauptversammlung enthält Angaben zu den Rechten der Aktionär:innen nach 

§§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1 und 127 AktG sowie zum Fragerecht der Aktionär:innen im Wege der 

elektronischen Kommunikation nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 COVID-19-Gesetz. 

 

Nachfolgende Angaben enthalten weitergehende Erläuterungen dieser Regelungen. Einige der 

maßgeblichen Gesetzestexte sind jeweils am Ende dieser Hinweise abgedruckt mit Stand zum Zeit-

punkt der Veröffentlichung der Einberufung. Über Einzelheiten der hier erläuterten Aktionärsrechte 

bestehen unterschiedliche rechtliche Auffassungen, die im Rahmen dieser Erläuterungen nicht voll-

ständig wiedergegeben werden können. Den Aktionär:innen wird empfohlen, in Zweifelsfällen 

Rechtsrat einzuholen. 

 

1. Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit nach § 122 Abs. 2 

AktG 

 

Aktionär:innen, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder einen 

anteiligen Betrag am Grundkapital von Euro 500.000 (Letzteres entspricht 195.313 Aktien) 

erreichen, können nach § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesord-

nung gesetzt und bekanntgemacht werden. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der 

Gesellschaft zu richten und muss bei der Gesellschaft spätestens am 9. April 2022 (24.00 

Uhr) eingehen. Jedem neuen Gegenstand der Tagesordnung muss eine Begründung oder 

eine Beschlussvorlage beiliegen. Wir bitten, ein solches Verlangen schriftlich an  
 

Deutsche Lufthansa Aktiengesellschaft 

- Vorstand - 

z. Hd. Investor Relations (HV) FRA CW 

Lufthansa Aviation Center 

Airportring 

                                                
1 in der durch das Gesetz zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Anpassung pan-
demiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht sowie im Miet- 
und Pachtrecht vom 22. Dezember 2020 geänderten Fassung, dessen Geltung durch das Gesetz zur Errichtung 
eines Sondervermögens „Aufbauhilfe 2021“ und zur vorübergehenden Aussetzung der Insolvenzantragspflicht 
wegen Starkregenfällen und Hochwassern im Juli 2021 sowie zur Änderung weiterer Gesetze vom 10. Septem-
ber 2021 bis zum 31. August 2022 verlängert wurde. 
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60546 Frankfurt  

 

oder per E-Mail (unter Hinzufügung des Namens des oder der verlangenden Aktionär:innen 

mit qualifizierter elektronischer Signatur) an  

 

hv-service@dlh.de 

 

zu übersenden. 

 

Die Antragstellenden haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag 

des Zugangs des Verlangens Inhabende der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Ent-

scheidung des Vorstands über den Antrag oder, wenn die Gesellschaft dem Verlangen nicht 

entspricht und die Antragstellenden um gerichtliche Entscheidung nachsuchen, bis zur Ent-

scheidung des Gerichts, halten. Bei der Berechnung dieser 90 Tage bestehen nach § 70 

AktG bestimmte Anrechnungsmöglichkeiten, auf die hiermit ausdrücklich hingewiesen wird. 

Bei der Fristberechnung sind ferner die Bestimmungen des § 121 Abs. 7 AktG entsprechend 

anzuwenden.  

 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit 

der Einberufung bekanntgemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im 

Bundesanzeiger bekanntgemacht. Sie werden außerdem unter der Internetadresse 

www.lufthansagroup.com/hauptversammlung bekanntgemacht und den Aktionär:innen 

mitgeteilt.  

 

Die diesem Aktionärsrecht zugrundeliegenden Regelungen des Aktiengesetzes in der maß-

gebenden Fassung lauten wie folgt: 

 

 

§ 122 AktG Einberufung auf Verlangen einer Minderheit  

 

(1) 1Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen den 

zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe 

des Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. 
2Die Satzung kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an 

eine andere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. 
3Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag 

des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Ent-

scheidung des Vorstands über den Antrag halten. 4§ 121 Absatz 7 AktG ist entsprechend 

anzuwenden.  

 

(2) 1In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 

Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, verlangen, daß 

Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. 2Jedem 

neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 3Das 

Verlangen im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei bör-

sennotierten Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der 

Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 
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(3)  1Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Gericht die Aktionäre, die das Ver-

langen gestellt haben, ermächtigen, die Hauptversammlung einzuberufen oder den Ge-

genstand bekanntzumachen. 2Zugleich kann das Gericht den Vorsitzenden der Ver-

sammlung bestimmen. 3Auf die Ermächtigung muss bei der Einberufung oder Bekannt-

machung hingewiesen werden. 4Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde zulässig. 
5Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des 

Gerichts halten. 
 

(4)  Die Gesellschaft trägt die Kosten der Hauptversammlung und im Fall des Absatzes 3 

auch die Gerichtskosten, wenn das Gericht dem Antrag stattgegeben hat. 

 

 

§ 70 AktG Berechnung der Aktienbesitzzeit 
 

1Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, dass der Aktionär während 

eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum ein An-

spruch auf Übereignung gegen ein Kreditinstitut, ein Finanzdienstleistungsinstitut, ein Wert-

papierinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des 

Kreditwesengesetzes tätiges Unternehmen gleich. 2Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgän-

gers wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, 

als Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder bei einer Be-

standsübertragung nach § 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes 

über Bausparkassen erworben hat. 

 

 

§ 121 AktG Allgemeines (Auszug) 

 

(4) 1Die Einberufung ist in den Gesellschaftsblättern bekannt zu machen. 2Sind die Aktionäre 

der Gesellschaft namentlich bekannt, so kann die Hauptversammlung mit eingeschrie-

benem Brief einberufen werden, wenn die Satzung nichts anderes bestimmt; der Tag der 

Absendung gilt als Tag der Bekanntmachung. 3Die Mitteilung an die im Aktienregister 

Eingetragenen genügt. 

 

(7) 1Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet werden, ist der 

Tag der Versammlung nicht mitzurechnen. 2Eine Verlegung von einem Sonntag, einem 

Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden 

Werktag kommt nicht in Betracht. 3Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

sind nicht entsprechend anzuwenden. 4Bei nichtbörsennotierten Gesellschaften kann die 

Satzung eine andere Berechnung der Frist bestimmen. 

 

 

§ 124 AktG Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge zur Beschlussfas-

sung (Auszug) 
 

(1) 1Hat die Minderheit nach § 122 Abs. 2 verlangt, dass Gegenstände auf die Tagesordnung 

gesetzt werden, so sind diese entweder bereits mit der Einberufung oder andernfalls 

unverzüglich nach Zugang des Verlangens bekannt zu machen. 2§ 121 Abs. 4 gilt sinn-

gemäß; zudem gilt bei börsennotierten Gesellschaften § 121 Abs. 4a entsprechend. 
3Bekanntmachung und Zuleitung haben dabei in gleicher Weise wie bei der Einberufung 

zu erfolgen. 
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§ 124a AktG Veröffentlichungen auf der Internetseite der Gesellschaft 
 

1Bei börsennotierten Gesellschaften müssen alsbald nach der Einberufung der Hauptver-

sammlung über die Internetseite der Gesellschaft zugänglich sein: 
 

1. der Inhalt der Einberufung; 

 

2. eine Erläuterung, wenn zu einem Gegenstand der Tagesordnung kein Beschluss ge-

fasst werden soll; 

 

3. die der Versammlung zugänglich zu machenden Unterlagen; 

 

4. die Gesamtzahl der Aktien und der Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung, ein-

schließlich getrennter Angaben zur Gesamtzahl für jede Aktiengattung; 

 

5.  gegebenenfalls die Formulare, die bei Stimmabgabe durch Vertretung oder bei 

Stimmabgabe mittels Briefwahl zu verwenden sind, sofern diese Formulare den Ak-

tionären nicht direkt übermittelt werden. 
 

2Ein nach Einberufung der Versammlung bei der Gesellschaft eingegangenes Verlangen 

von Aktionären im Sinne von § 122 Abs. 2 ist unverzüglich nach seinem Eingang bei der 

Gesellschaft in gleicher Weise zugänglich zu machen. 

 

 

§ 125 AktG Mitteilungen für die Aktionär:innen und an Aufsichtsratsmitglieder  

 

(1) 1Der Vorstand einer Gesellschaft, die nicht ausschließlich Namensaktien ausgegeben hat, 

hat die Einberufung der Hauptversammlung mindestens 21 Tage vor derselben wie folgt 

mitzuteilen:  

1.den Intermediären, die Aktien der Gesellschaft verwahren, 

2. den Aktionären und Intermediären, die die Mitteilung verlangt haben, und 

3. den Vereinigungen von Aktionären, die die Mitteilung verlangt haben oder die in der 

letzten Hauptversammlung Stimmrechte ausgeübt haben. 

 
2Der Tag der Mitteilung ist nicht mitzurechnen. 3Ist die Tagesordnung nach § 122 Abs. 

2 zu ändern, so ist bei börsennotierten Gesellschaften die geänderte Tagesordnung mit-

zuteilen. 4In der Mitteilung ist auf die Möglichkeiten der Ausübung des Stimmrechts-

durch einen Bevollmächtigten, auch durch eine Vereinigung von Aktionären, hinzuweisen. 
5Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsrats-

mitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Auf-

sichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und aus-

ländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden. 

 

(2)  Die gleiche Mitteilung hat der Vorstand einer Gesellschaft, die Namensaktien ausgege-

ben hat, den zu Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung im Aktienregister Ein-

getragenen zu machen sowie den Aktionären und Intermediären, die die Mitteilung ver-

langt haben, und den Vereinigungen von Aktionären, die die Mitteilung verlangt oder die 

in der letzten Hauptversammlung Stimmrechte ausgeübt haben. 
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(3) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann verlangen, dass ihm der Vorstand die gleichen Mittei-

lungen übersendet. 

 

(4) Jedem Aufsichtsratsmitglied und jedem Aktionär sind auf Verlangen die in der Haupt-

versammlung gefassten Beschlüsse mitzuteilen. 

 

(5)  1Für Inhalt und Format eines Mindestgehaltes an Informationen in den Mitteilungen ge-

mäß Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 gelten die Anforderungen der Durchführungsverord-

nung (EU) 2018/1212. 2§ 67a Absatz 2 Satz 1 gilt für die Absätze 1 und 2 entsprechend. 
3Bei börsennotierten Gesellschaften sind die Intermediäre, die Aktien der Gesellschaft 

verwahren, entsprechend den §§ 67a und 67b zur Weiterleitung und Übermittlung der 

Informationen nach den Absätzen 1 und 2 verpflichtet, es sei denn, dem Intermediär ist 

bekannt, dass der Aktionär sie von anderer Seite erhält. 4Das Gleiche gilt für nichtbör-

sennotierte Gesellschaften mit der Maßgabe, dass die Bestimmungen der Durchfüh-

rungsverordnung (EU) 2018/1212 nicht anzuwenden sind. 

 

 

2. Anträge und Wahlvorschläge von Aktionär:innen nach §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 

 

Aktionär:innen können der Gesellschaft bis spätestens 25. April 2022 (24.00 Uhr) (eingehend) 

unter Angabe ihres Namens begründete Anträge gegen einen Vorschlag von Vorstand und/o-

der Aufsichtsrat zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 AktG sowie 

unter Angabe ihres Namens Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Ab-

schlussprüfern gemäß § 127 AktG übersenden. Wahlvorschläge von Aktionär:innen brauchen 

nicht begründet zu werden. Diese Anträge und/oder Wahlvorschläge von Aktionär:innen sind 

ausschließlich an eine der folgenden Adressen zu richten: 

 

Post:  Deutsche Lufthansa Aktiengesellschaft 

 - Vorstand - 

 z. Hd. Investor Relations (HV) FRA CW 

 Lufthansa Aviation Center 

 Airportring 

 60546 Frankfurt   

E-Mail:  hv-service@dlh.de  

 

Anderweitig adressierte Anträge und/oder Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. Zu-

gänglich zu machende Anträge und/oder Wahlvorschläge von Aktionär:innen werden unver-

züglich nach ihrem Eingang unter der Internetadresse www.lufthansagroup.com/hauptver-

sammlung zugänglich gemacht. Wahlvorschläge von Aktionär:innen brauchen nicht zugäng-

lich gemacht zu werden, wenn der Vorschlag nicht die folgenden Angaben enthält: Name, 

ausgeübter Beruf, Wohnort des zur Wahl Vorgeschlagenen sowie – bei Vorschlägen zur Wahl 

von Aufsichtsratsmitgliedern – die Angaben nach § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG. Etwaige Stel-

lungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter der vorgenannten Internetadresse zu-

gänglich gemacht. 

 

Die Gesellschaft ist berechtigt, von der Veröffentlichung eines Gegenantrags und dessen Be-

gründung unter den in § 126 Abs. 2 und Abs. 3 AktG genannten Voraussetzungen abzusehen. 
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Die Begründung eines Gegenantrags braucht insbesondere dann nicht zugänglich gemacht 

zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

 

Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionär:innen, die nach § 126 AktG oder § 127 AktG zu-

gänglich zu machen sind, gelten gemäß § 1 Abs. 2 S. 3 COVID-19-Gesetz als in der Haupt-

versammlung gestellt, wenn die den Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende 

Aktionär:in ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist. 

 

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden Regelungen des Aktiengesetzes sowie des 

COVID-19-Gesetzes jeweils in der maßgebenden Fassung lauten wie folgt (§ 125 Abs. 1 

Satz 5 AktG ist bereits oben bei den Erläuterungen zu § 122 AktG abgedruckt): 

 

§ 126 AktG Anträge von Aktionär:innen 

 

(1) 1Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und 

einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten 

Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn der Ak-

tionär mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag 

gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der 

Tagesordnung mit Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse 

übersandt hat. 2Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 3Bei börsennotierten Ge-

sellschaften hat das Zugänglichmachen über die Internetseite der Gesellschaft zu erfol-

gen. 4§ 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 

(2) 1Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu wer-

den,  

 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 

 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluß der 

Hauptversammlung führen würde, 

 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irrefüh-

rende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits 

zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht wor-

den ist, 

 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in 

den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Ge-

sellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung 

weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, daß er an der Hauptversammlung nicht teilneh-

men und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen 

von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 
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2Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt 

mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlußfassung Gegenan-

träge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen. 

 

 

§ 127 AktG Wahlvorschläge von Aktionär:innen 

 
1Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschluß-

prüfern gilt § 126 sinngemäß. 2Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu werden. 3Der 

Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn der Vor-

schlag nicht die Angaben nach § 124 Absatz 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthält. 4Der 

Vorstand hat den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern börsenno-

tierter Gesellschaften, für die das Mitbestimmungsgesetz, das Montan-Mitbestimmungsge-

setz oder das Mitbestimmungsergänzungsgesetz gilt, mit folgenden Inhalten zu versehen:  

 

1. Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Absatz 2, 

 

2. Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 96 Absatz 2 Satz 3 widersprochen wurde und 

 

3. Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens jeweils von Frauen und Männern 

besetzt sein müssen, um das Mindestanteilsgebot nach § 96 Absatz 2 Satz 1 zu erfüllen. 

 

 

§ 96 AktG Zusammensetzung des Aufsichtsrats (Auszug) 

 

(2) 1Bei börsennotierten Gesellschaften, für die das Mitbestimmungsgesetz, das Montan-

Mitbestimmungsgesetz oder das Mitbestimmungsergänzungsgesetz gilt, setzt sich der 

Aufsichtsrat zu mindestens 30 Prozent aus Frauen und zu mindestens 30 Prozent aus 

Männern zusammen. 2Der Mindestanteil ist vom Aufsichtsrat insgesamt zu erfüllen. 3Wi-

derspricht die Seite der Anteilseigner- oder Arbeitnehmervertreter auf Grund eines mit 

Mehrheit gefassten Beschlusses vor der Wahl der Gesamterfüllung gegenüber dem Auf-

sichtsratsvorsitzenden, so ist der Mindestanteil für diese Wahl von der Seite der Anteils-

eigner und der Seite der Arbeitnehmer getrennt zu erfüllen. 4Es ist in allen Fällen auf volle 

Personenzahlen mathematisch auf- beziehungsweise abzurunden. 5Verringert sich bei 

Gesamterfüllung der höhere Frauenanteil einer Seite nachträglich und widerspricht sie 

nun der Gesamterfüllung, so wird dadurch die Besetzung auf der anderen Seite nicht 

unwirksam. 6Eine Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats durch die Hauptversammlung 

und eine Entsendung in den Aufsichtsrat unter Verstoß gegen das Mindestanteilsgebot 

ist nichtig. 7Ist eine Wahl aus anderen Gründen für nichtig erklärt, so verstoßen zwischen-

zeitlich erfolgte Wahlen insoweit nicht gegen das Mindestanteilsgebot. 8Auf die Wahl 

der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer sind die in Satz 1 genannten Gesetze zur 

Mitbestimmung anzuwenden. 

 

 

§ 124 AktG Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge zur Beschluss-

fassung (Auszug) 
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(3) 1Zu jedem Gegenstand der Tagesordnung, über den die Hauptversammlung beschlie-

ßen soll, haben der Vorstand und der Aufsichtsrat, zur Beschlussfassung nach § 120a 

Absatz 1 Satz 1 und zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und Prüfern nur der Auf-

sichtsrat, in der Bekanntmachung Vorschläge zur Beschlußfassung zu machen. 2Bei Ge-

sellschaften, die Unternehmen von öffentlichem Interesse nach § 316a Satz 2 des Han-

delsgesetzbuchs sind, ist der Vorschlag des Aufsichtsrats zur Wahl des Abschlussprü-

fers auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses zu stützen.3Satz 1 findet keine An-

wendung, wenn die Hauptversammlung bei der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern nach 

§ 6 des Montan-Mitbestimmungsgesetzes an Wahlvorschläge gebunden ist, oder wenn 

der Gegenstand der Beschlußfassung auf Verlangen einer Minderheit auf die Tagesord-

nung gesetzt worden ist. 4Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder 

Prüfern hat deren Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben. […] 

 

§ 1 COVID-19-Gesetz (Auszug) 

 

(2) 3Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des Aktienge-

setzes zugänglich zu machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, wenn der den 

Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß le-

gitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist. 

 

3. Fragerecht der Aktionär:innen im Wege der elektronischen Kommunikation 

 
Den Aktionär:innen wird nach Maßgabe von § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 des COVID-19-

Gesetzes ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation eingeräumt. Der Vor-

stand hat vorgegeben, dass Aktionär:innen in der virtuellen Hauptversammlung selbst keine 

Fragen stellen können. Vielmehr sind Fragen von Aktionär:innen bis spätestens 8. Mai 2022 

(24.00 Uhr) ausschließlich über den Online-Service einzureichen. Später eingehende Fragen 

werden nicht berücksichtigt. Ein Recht zur Einreichung von Fragen besteht nur für ordnungs-

gemäß angemeldete Aktionär:innen. 

 

Der Vorstand wird Antworten auf rechtzeitig eingereichte Fragen im Online-Service veröffent-

lichen und solche Fragen während der virtuellen Hauptversammlung nicht erneut konkret be-

antworten. Es ist beabsichtigt, die Fragen unter persönlicher Nennung des Fragenstellenden 

sowie die entsprechenden Antworten bis 9. Mai 2022 (18:00 Uhr) im Online-Service zugäng-

lich zu machen. Diese sind auch während der gesamten virtuellen Hauptversammlung zugäng-

lich.  

 

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet. 

Einzelheiten zu der Vorabveröffentlichung von Fragen und Antworten sind im Online-Service 

dargestellt. 

 
Die diesem Aktionärsrecht zugrundeliegende Regelung des COVID-19-Gesetzes lautet wie 

folgt: 

 
§ 1 COVID-19-Gesetz (Auszug) 

 

(2) 1Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der Ak-

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AKTG&p=126
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AKTG&p=127
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tionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, so-

fern 

 

1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt, 

 

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation (Brief-

wahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich ist, 

 

3. den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation einge-

räumt wird, 

 

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abweichung 

von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des 

Erscheinens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen 

einen Beschluss der Hauptversammlung eingeräumt wird. 

 
2Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen be-

antwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen Tag vor der Ver-

sammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind. […] 

 

 

4. Freiwillige Ermöglichung von Nachfragen während der virtuellen Hauptversammlung 
 

Über die Anforderungen des COVID-19-Gesetzes hinausgehend, hat der Vorstand mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats entschieden, Aktionär:innen nach Maßgabe der folgenden Absätze 

Nachfragen während der Hauptversammlung zu ordnungsgemäß und fristgerecht nach den 

Vorgaben unter Ziffer 3 eingereichten Fragen zu gestatten.  

 

Nachfragen können im dafür vorgesehenen Zeitraum nur berücksichtigt werden, wenn sie von 

der Aktionär:in eingereicht werden, die die Frage gestellt hat, auf die sich die Nachfrage be-

zieht. Neue Fragen oder Nachfragen zu von anderen Aktionär:innen gestellten Fragen können 

während der Hauptversammlung nicht berücksichtigt werden.  

 

Nachfragen können während der Hauptversammlung ausschließlich über den Online-Service 

übermittelt werden unter Angabe der vorab eingereichten Frage, auf die sich die Nachfrage 

bezieht. Die Zugangsdaten für den Online-Service werden den im Aktienregister eingetragenen 

Aktionär:innen, die nicht für den elektronischen Einladungsversand registriert sind und daher 

nur eine schriftliche Einladung erhalten, mit der Einladung übermittelt. Aktionär:innen, die sich 

bereits im Online-Service registriert haben, können mit den bekannten Zugangsdaten auf den 

Online-Service zugreifen.  

 

Die Möglichkeit zur Übermittlung von Nachfragen ist je Aktionär:in auf zwei Nachfragen und 

eine Fragenlänge von jeweils 500 Zeichen (einschließlich Leerzeichen) begrenzt. Einzelheiten 

zu den technischen und rechtlichen Voraussetzungen für das Einreichen von Nachfragen sind 

unter der Internetadresse www.lufthansagroup.com/hauptversammlung dargestellt.  

 

Die Gesellschaft behält sich vor, Nachfragen mit beleidigendem, diskriminierendem oder straf-

rechtlich relevantem oder offensichtlich falschem oder irreführendem Inhalt sowie Nachfragen 

in anderer als deutscher Sprache nicht zuzulassen. Ferner kann die Gesellschaft Nachfragen 

http://www.lufthansa.com/hauptversammlung
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nicht zulassen oder nicht beantworten z.B., wenn die Zeit, die für die Beantwortung der Nach-

frage benötigt wird, dies nicht zulässt. 

 

Ein Anspruch auf Beantwortung von Nachfragen besteht nicht. Die freiwillig eingerichtete 

Nachfragemöglichkeit begründet kein Frage- oder Auskunftsrecht. Mit ihr ist insbesondere 

kein Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 AktG verbunden. Sie ist ausdrücklich auch nicht Be-

standteil des gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 des COVID-19-Gesetzes eingeräumten 

Fragerechts der Aktionär:innen. 

 

5. Einreichung von Audio- und Videobotschaften 

 

Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, den Aktionär:innen bzw. ih-

ren Bevollmächtigten – über die Vorgaben des COVID-19-Gesetzes hinaus – auch in der 

Hauptversammlung 2022 die Möglichkeit zu geben, mittels Audio- oder Videobotschaften zur 

Tagesordnung Stellung zu nehmen.  

 

Aktionär:innen, die im Aktienregister eingetragen sind und sich rechtzeitig zur Teilnahme an 

der Hauptversammlung angemeldet haben, bzw. ihre Bevollmächtigten, haben daher die Mög-

lichkeit, elektronisch über den Online-Service bis spätestens 8. Mai 2022 (24.00 Uhr) Stel-

lungnahmen mit Bezug zur Tagesordnung als Audio- oder Videobotschaft einzureichen. Die 

Dauer einer Audio- oder Videobotschaft soll drei Minuten nicht überschreiten. Es sind außer-

dem nur solche Audio- oder Videobotschaften zulässig, in denen ausschließlich die Aktionär:in 

selbst bzw. ihr Bevollmächtigter in Erscheinung tritt. Mit Einreichung erklärt sich die Aktionär:in 

bzw. ihr Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die Audio- oder Videobotschaft unter 

Nennung des Namens im Online-Service veröffentlicht wird. 

 

Einzelheiten zu den technischen und rechtlichen Voraussetzungen für das Einreichen von Au-

dio- oder Videobotschaften sind unter der Internetadresse www.lufthansagroup.com/haupt-

versammlung dargestellt.  

 

Es ist beabsichtigt, die eingereichten Audio- oder Videobotschaften vor und während der 

Hauptversammlung im nur für Aktionär:innen mittels Aktionärsnummer und individuellem Zu-

gangscode erreichbaren Online-Service zu veröffentlichen. Darüber hinaus wird der Vorstand 

der Gesellschaft nach seinem freien Ermessen entscheiden, einzelne Audio- oder Videobot-

schaften während der Hauptversammlung einzuspielen. Mit Einreichung der Audio- oder Vide-

obotschaft erklären die Aktionär:in bzw. ihre Bevollmächtigten hierzu ihr Einverständnis. Es 

wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass kein Rechtsanspruch auf die Veröffentlichung einer 

Audio- oder Videobotschaft im Online-Service bzw. auf die Einspielung während der Haupt-

versammlung besteht.  

 

Die Gesellschaft behält sich vor, insbesondere Audio- oder Videobotschaften mit beleidigen-

dem, diskriminierendem oder strafrechtlich relevantem oder offensichtlich falschem oder irre-

führendem Inhalt sowie solche ohne jeglichen Bezug zur Tagesordnung oder in anderer als 

deutscher Sprache nicht zu veröffentlichen. Dies gilt auch für Audio- oder Videobotschaften 

mit einer Dauer von über drei Minuten oder solche, die die technischen Voraussetzungen aus 

Sicht der Gesellschaft nicht erfüllen. Pro Aktionär:in wird maximal eine Videobotschaft veröf-

fentlicht bzw. eingespielt.  
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Mit den Audio- oder Videobotschaften soll den Aktionär:innen bzw. ihren Bevollmächtigten 

eine Möglichkeit zur Stellungnahme gegeben werden. Für Fragen bzw. Gegenanträge und 

Wahlvorschläge gilt jedoch das oben unter Ziffer 2 und 3 beschriebene Verfahren. Es wird da-

rauf hingewiesen, dass Fragen, Gegenanträge oder Wahlvorschläge, die in einer Audio- oder 

Videobotschaft enthalten sind, aber nicht wie unter Ziffer 2 und 3 beschrieben mit identischem 

Inhalt eingereicht wurden, unberücksichtigt bleiben. Mit Einreichung einer Audio- oder Video-

botschaft erteilen Aktionär:innen oder Aktionärsvertreter ihr Einverständnis, dass der Name 

durch den Versammlungsleiter in der Hauptversammlung, die im Online-Service in Bild und 

Ton übertragen wird, genannt wird. 

 

6. Live-Redebeiträge in der Hauptversammlung 

 
Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, den Aktionär:innen bzw. ih-

ren Bevollmächtigten – über die Vorgaben des COVID-19-Gesetzes hinaus – die Möglichkeit 

zu geben, während der Hauptversammlung Live-Redebeiträge mittels Bild und Ton Übertra-

gung zu leisten. Die Live-Redebeiträge werden in einem zeitlich beschränkten Rahmen zuge-

lassen und können insbesondere abgelehnt werden, wenn andernfalls nach Einschätzung des 

Versammlungsleiters die Hauptversammlung nicht mit Gewissheit in einem vertretbaren Zeit-

rahmen zu Ende gebracht werden könnte. Aktionär:innen oder Aktionärsvertreter, die einen 

Live-Redebeitrag leisten möchten, müssen ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemel-

det sein und ihren Live-Redebeitrag nach Maßgabe des Folgenden gesondert über den Online-

Service anmelden. Mit Anmeldung des Live-Redebeitrags erteilen Aktionär:innen oder Aktio-

närsvertreter ihr Einverständnis, dass der Name durch den Versammlungsleiter in der Haupt-

versammlung, die im Online-Service in Bild und Ton übertragen wird, genannt wird. 

 

Die Anmeldung von Live-Redebeiträgen wird im Online-Service ausschließlich vom 19. April 

2022 bis zum 6. Mai 2022 (10.00 Uhr) möglich sein. Aktionär:innen oder Aktionärsvertreter, 

die ihren Live-Redebeitrag anmelden möchten, müssen dabei ihre Kontaktdaten wie in dem 

Anmeldefenster vorgesehen angeben. Anschließend werden Aktionär:innen oder Aktionärsver-

treter unter den angegebenen Kontaktdaten kontaktiert, um einen Termin für einen Funktiona-

litätstest der Bild- und Tonverbindung vor Beginn der Hauptversammlung zu vereinbaren. Ist 

die Funktionalität der Bild- und Tonverbindung sichergestellt, erhalten die Aktionär:innen oder 

Aktionärsvertreter weitere technische Hinweise sowie einen personalisierten Link, über den sie 

sich während der Hauptversammlung für die Bild- und Tonübertragung zum relevanten Zeit-

punkt verbinden können. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass kein Rechtsanspruch auf Zulassung eines Live-Redebeitrags 

besteht und die Gesellschaft sich insbesondere vorbehält, die Übertragung unverzüglich abzu-

schalten, wenn der Beitrag beleidigenden, strafrechtlich relevanten, offensichtlich falschen o-

der irreführenden Inhalt aufweist oder ohne erkennbaren Bezug zur Tagesordnung der Haupt-

versammlung ist. Live-Redebeiträge müssen in deutscher Sprache vorgetragen werden. Für 

die Bildübertragung soll ein neutraler Hintergrund verwendet werden.  

 

Während der Hauptversammlung sind bis zu 20 Live-Redebeiträge von Aktionär:innen und Ak-

tionärsvertretern von jeweils 3 Minuten vorgesehen. Der Zeitraum, der insgesamt für die Live-

Redebeiträge vorgesehen ist, soll 90 Minuten nicht überschreiten. Der Versammlungsleiter 

kann in eigenem Ermessen Maßnahmen ergreifen, um die Einhaltung dieses Zeitrahmens si-

cherzustellen. Sollten mehr als 20 Anmeldungen für Redebeiträge eingehen, wird die Gesell-
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schaft bis zu 10 Live-Redebeiträge an Aktionärsvereinigungen und Fondsgesellschaften ver-

teilen. Die verbleibenden Live-Redebeiträge wird die Gesellschaft unter den Aktionär:innen 

und ihren Bevollmächtigten, die ihren Beitrag ordnungsgemäß angemeldet haben, verlosen. 

Sollten sich mehr als 10 Aktionärsvereinigungen und/oder Fondsgesellschaften für Live-Rede-

beiträge anmelden, werden die für diese vorgesehenen 10 Live-Redebeiträge unter ihnen ver-

lost. Die Dauer der zur Verfügung stehenden Redezeit wird den Aktionär:innen bzw. den Akti-

onärsvertretern mit der Übersendung des personalisierten Links für die Bild- und Tonverbin-

dung mitgeteilt und der Versammlungsleiter wird hierauf auch noch einmal während der Ver-

sammlung hinweisen. Nach Ablauf der zur Verfügung gestellten Redezeit wird die Übertragung 

des Beitrags in der Hauptversammlung abgeschaltet. Die Reihenfolge der Live-Redebeiträge 

wird vom Versammlungsleiter festgelegt. Die Anmeldung von Live-Redebeiträgen ist aus-

schließlich auf dem vorstehend beschriebenen Weg über den Online-Service möglich.  

 

Es wird darauf hingewiesen, dass Fragen (einschließlich Nachfragen zu vorab eingereichten 

Fragen) ausschließlich auf dem vorstehend unter Ziffer 3 beschriebenen Weg einzureichen sind 

und dementsprechend Fragen (einschließlich Nachfragen zu vorab eingereichten Fragen), die 

im Rahmen eines Live-Redebeitrags gestellt werden, nicht berücksichtigt und nicht beantwor-

tet werden. Ebenso wenig können etwaige Gegenanträge, Wahlvorschläge, Geschäftsord-

nungsanträge oder sonstige Anträge berücksichtigt werden, die im Rahmen eines Live-Rede-

beitrags gestellt werden. Gegenanträge und Wahlvorschläge sind vielmehr ausschließlich auf 

dem im Abschnitt „Anträge und Wahlvorschläge von Aktionär:innen nach §§ 126 Absatz 1, 

127 AktG“ (vgl. unter Ziffer 2)) beschriebenen Weg einzureichen und gelten dann unter den 

dort beschriebenen Voraussetzungen als in der Hauptversammlung gestellt. Aktionär:innen, 

die von der Möglichkeit der Abgabe eines Live-Redebeitrags in Bild und Ton in der Hauptver-

sammlung Gebrauch machen, sollten beachten, dass die gesamte Hauptversammlung ein-

schließlich des entsprechenden Live-Redebeitrags im Online-Service übertragen wird.  

 

7. Möglichkeit des Widerspruchs gegen Hauptversammlungsbeschlüsse 

 

Den Aktionär:innen, die ihr Stimmrecht über elektronische Kommunikation oder Vollmachtser-

teilung ausgeübt haben, wird nach Maßgabe von § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 des COVID-19-Ge-

setzes die Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung ein-

geräumt. Ein Widerspruch kann ausschließlich über den Online-Service erklärt werden, setzt 

eine ordnungsgemäße Anmeldung der Aktionär:in voraus und ist ab dem Beginn der virtuellen 

Hauptversammlung bis zu deren Schließung durch den Versammlungsleiter möglich. 

 
Die diesem Aktionärsrecht zugrundeliegende Regelung des COVID-19-Gesetzes ist bereits 

vorstehend bei den Erläuterungen zum Fragerecht (Ziffer 3) abgedruckt. 

 

 


